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Martin Walser kommt
nachLuxemburg.
Der deutsche Schrift-
stellerist nicht erst seit
seinemumstrittenen
Buch"Todeines
Kritikers" des Spiels
mit antisemitischen
Ideen verdächtig.
Seine GegnerInnen
werfenihmvor, einer
"deutschen Normalität"
das Wort zureden und
zuschreiben.
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(Foto: Suhrkamp-
Montage: woxx)

DEUTSCHE WAHL

Die Hetze gegen
Nicht−Deutsche gehörte
von Anfang anzum

deutschen Wahlkampf.
I mEndspurt wird noch

einmal kräftig nachgelegt
− da wollenviele

mitmischen.

"Rückführungstatt Zuwan-
derung." Als i m Juli die er-
sten Wahlplakate deutsche
Straßenränder zierten, durf-
te selbstverständlich die
Botschaft der Republikaner
nicht fehlen. Im Wahlkampf
in einer parlamentarischen
Demokratie sind die Wähle-
rInnen dazu angehalten,
auchdie Werbungfür rechts-
radikales Gedankengut ohne
aufzumucken über sich erge-
henzulassen. Wer sichetwa
an einer solchen Propagan-
datafel vergreift und dabei
erwischt wird, muss mit ei-
ner Geldstrafe rechnen. Und
mit dem moralischen Vor-
wurf, die Grundregelnder de-
mokratischen Meinungsfrei-
heit mit Füßenzutreten.
"Weniger Zuwanderung −
mehr Integration." Dieser
Spruchsteht nicht auf einem
Rep−Plakat sondern unter
dem Porträt jenes Mannes,
der Bundeskanzler werden
wil: Edmund Stoiber. In der
Endphase des Wahlkampfes
wird noch einmal kräftig am
rechten Beckenrand nach
Sti mmen gefischt. Dabei lie-
ßen die großen Parteien zu
Beginn des Sommers ein-
sti mmig vermelden: Zuwan-

derung solle nicht Thema
der politischen Werbekam-
pagnen sein. Rechtskonser-
vative wie Linke oder Grüne
versprachen: Auf dem Rü-
cken von AusländerInnen
wolle man nicht auf Sti m-
menfanggehen.
Doch auch Bayerns Innen-

minister Günther Beckstein
langte am Montag noch ein-
mal tief indie braungefärbte
Slogan−Schatulle. In einem
Sieben−Punkte−Programm er-
klärteer, mit welchen Mitteln
er denZuzugvon Nicht−Deut-
schen eindämmen will. Das
Argumentationsschema ist
si mpel, auch die Reps oder
die NPDgreifengerne darauf
zurück: In einem Land, in
dem es vier Millionen Ar-
beitslose gibt, sei kein Platz
für MigrantInnen, auch nicht
für arbeitswillige.
Beckstein stellte damit

kurz vor der Wahl klar: Auf
der rechten Spur sind neben
demohnehin schon auf dem
Randstreifen fahrenden
Amtsinhaber Otto Schily
(SPD)locker nocheinige Me-
ter Platz. Empört meldeten
sich amDienstag die Auslän-
derorganisationen zu Wort
und warnten vor "einer

Schlammschlacht mit aus-
länderfeindlichen Parolen".
Traurig aber wahr: Jene Or-
ganisationen hatten einige
Monate zuvor energisch ge-
gen das vonSchilyentworfe-
ne Zuwanderungsgesetz pro-
testiert. Das neue Regelwerk
sei in vielen Punkten eine
Verschlechterungfür Asylsu-
chende in Deutschland,
meinte beispielsweise Pro
Asyl.

Doch diese Debatte ist
längst Geschichte, ebenso
wieeinekleine Meldungvom
10. September 2002: "Die
Zahl der Asylbewerber in
Deutschlandist nach UN−An-
gaben überdurchschnittlich
gesunken." Dass es i mzwei-
ten Halbjahr 2001 i mmerhin
24 Prozent weniger Asylan-
träge als i mVorjahr gab, in-
teressiert in Wahlkampfzei-
tennicht. Als"Verzweiflungs-
tat" bezeichnete Bundes-
kanzler Gerhard Schröder
den Becksteinschen Ver-
such, die Emotionen der
WählerInnenzuschüren. We-
der er noch die KollegInnen
aus der rot−grünen Regie-
rungsriege wollen sich aller-
dings bei m Gefühlsthema
Ausländer in Deutschland
sehr weit aus dem Fenster
lehnen. Auf die Kritik der
Union, das Zuwanderungsge-
setz öffne die deutschen To-
re zu weit für MigrantInnen,
kommt stets die (inhaltlich

korrekte) Standardantwort:
Das Gesetz sorge sehr wohl
dafür, dass Zuwanderungein-
gegrenzt werde.
Ein offensiver Umgang mit

dem Thema ist das sicher
nicht. Wer hier damit rech-
net, dass Ausländerals nicht−
wählende und doch steuer-
zahlende Wirtschaftsak-
teure ernsthaft mit in die
Diskussion aufgenommen
werden, hat sich getäuscht.
Ebenso vergeblich das War-
ten auf eine Politikersti m-
me, die auf die ausländer-
feindlichen Übergriffe i m
heutigen Deutschland hin-
weist undhieri mWahlkampf
durchgreifende Maßnahmen
fordert.
Stattdessen: "Die beste

Form der Integration ist die
Assi milierung." Dieser Satz
stammt weder von den Reps
noch von der CSU, er wurde
zudemnicht erst in der End-
phase des Wahlkampfes ver-
kündet. Es war viel mehr der
amtierende Innenminister
Otto Schily, der das weitgrei-
fende Statement in einem
Zeitungsinterview abgab.
Auch eine "Verzweiflungs-
tat"? Oder doch nur ein Be-
weis dafür, dass auchfür rot−
grün lediglich ein einge-
deutschter Ausländer ein
guter Ausländerist? Wer die-
se Wahl hat, hat die Qual.

Ein Kommentar von
Danièle Weber
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20/9-29/9/2002
(fil m/theatre/concert/events)

Martinshorn der Nation

Preis: 1,49 €

Lalutte continue
Le mi ni stre améri cai n
de l a justi ce John
Ashcroft essai e d' asso-
ci er l' Europe à l a croi-
sade i ntéri eure contre l e
terrori sme à l aquell e se
li vrent son pays.

dës woch, page 3

Modern Slavery
Di e Au−pairs i n Luxem-
burg l eben oft i n ei ner
Grauzone zwi schen
Legalität und Ill egalität.

aktuell, Seite 8

Femmesen colère
I ntervi ewavec l a réali-
satri ce et l es actri ces
bel ges de " Une part du
ci el", actuell ement sur
l es écrans l uxembour-
geoi s. Un fil m coura-
geusement engagé.

magazi ne, page 9

Exposition censurée
Un commentaire de
Enri co Lunghi au sujet
de l' expositi on Ci bul ka,
annul ée i n extremi s
par l a BCEE, parce que
jugée "choquante" par l a
directi on.

expo, page 20


